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(Nr. 12722.) Geſetz über die Aufhebung einiger polizeilicher Aufſichtsbefugniſſe im Feuerverſicherungs⸗ 
weſen. Vom 13. Dezember 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 
Diejenigen preußiſchen ſowie aus vorpreußiſcher Zeit ſtammenden Geſetze, landesherrlichen 
oder ſonſtigen Verordnungen werden hierdurch aufgehoben, die 
1. den Agenten der Feuerverſicherungseinrichtungen die Führung befonderer Bücher über 
die abgeſchloſſenen Feuerverſicherungen und deren Kontrolle durch die Polizeibehörde 
vorſchreiben oder 
2. die eine Auszahlung der fällig gewordenen Brandentſchädigung von der Vorlage einer 
amtlichen Unbedenklichkeitsbeſcheinigung oder von der vorherigen Anzeige der beabſichtigten 
Auszahlung und Wahrung einer Einſpruchsfriſt zugunſten der Polizeibehörden abhängig 
machen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 13. Dezember 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Y 
Braun. Severing. 


Gefehfammlung 1923. (Nr. 1272212727.) 96 
Ausgegeben zu Berlin, den 20. Dezember 1923. 
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(Ar. 12723.) Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Deutſch Krone und Märkiſch Friedland. 
Vom 13. Dezember 1923. c 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

8 

In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Geſetzſamml. S. 393) werden die Gemeinden 

Hoffſtadt und Dammlang und die Gutsbezirke Hoffſtädt und Haugsdorf im Kreiſe Deutſch Krone 
unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Märkiſch Friedland dem Amtsgericht in Deutſch Krone 
zugelegt. 

8.2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1924 in Kraft. 


5 Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. i 


Berlin, den 13. Dezember 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) . 9 5 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12724.) Geſetz, betreffend die Übertragung richterlicher Geſchäfte in Zwangsverſteigerungs⸗ und 
Zwangsverwaltungsſachen auf Gerichtsſchreiber. Vom 15. Dezember 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: a 
s1. | 
Nach näherer Anordnung des Juſtizminiſters können Gerichtsſchreiher mit der ſelbſtändigen 
Erledigung ſolcher richterlicher Geſchäfte beauftragt werden, die in dem Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung oder in dem dazu ergangenen Ausführungsgeſetze dem 
Vollſtreckungsgerichte zugewiefen find. Dies gilt nicht, ſoweit über die Anordnung, Aufhebung oder 
Verbindung des Verfahrens oder über die Zulaſſung des Beitritts eines Gläubigers zu entſcheiden iſt. 
§ 2. 

Die Anfechtung von Entſcheidungen der Gerichtsſchreiber in Angelegenheiten, mit denen ſie 
auf Grund des $ 1 beauftragt find, beſtimmt ſich auch inſoweit, als es ſich dabei um Geſchäfte 
auf Grund des Ausführungsgeſetzes handelt, nach der Vorſchrift des § 13 Abf. 2 des Einführungs— 
geſetzes zu dem Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet, Die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 

Berlin, den 15. Dezember 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Eiegel) 
Braun. am Zehnhoff. 


| 
g 
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(Nr. 12725.) Geſetz über die Vereinigung der Landgemeinde Rotthauſen mit der Stadt Gelſenkirchen. 
Vom 18. Dezember 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


841 
= D 
Nach Maßgabe der in der Anlage I der Begründung zum Entwurfe dieſes Geſetzes feſt⸗ 
geſetzten Grenzen wird: N . 


1. die Landgemeinde Rotthauſen zu einem Teil unter Abtrennung vom Landkreiſe Eſſen 
mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Gelſenkirchen, zum anderen Teil mit der 
Landgemeinde Katernberg des Landkreiſes Eſſen und zum dritten Teil mit der Land- 
gemeinde Kray des Landkreiſes Eſſen, 

2. der nördliche Teil der Landgemeinde Rheiniſch Leithe mit der Stadtgemeinde und dem 
Stadtkreiſe Gelſenkirchen 

vereinigt. Die Vereinigung geſchieht unter den in Anlage II der Begründung zum Entwurfe dieſes 
Geſetzes feſtgeſetzten Bedingungen. N 
Die Grenzfeſtſetzungen und die Eingemeindungsbedingungen (Anlagen I und IT der Begründung 
zum Entwurfe dieſes Geſetzes) ſind in den Amtsblättern der Regierungen zu Düſſeldorf und Arns— 
berg zu veröffentlichen. 
8 2. 


Die Amtsgerichte in Gelſenkirchen, Eſſen und Steele behalten ihre bisherigen Bezirke bis 


auf weiteres bei. 


Durch Verordnung des Staatsminiſteriums können die im §1 aufgeführten Teile der Land⸗ 
gemeinden Nottdaufen und Rheiniſch Leithe unter Abtrennung von ihren jetzigen Amtsgerichts⸗ 
bezirken denjenigen Amtsgerichten zugelegt werden, zu deren Bezirken die Gemeinden gehören, in 
die fie einverleibt werden. f 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 18. Dezember 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) 5 
Braun. Severing. 
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(Nr. 12726.) Verordnung, betreffend Abſtempelung von Frachtbriefen für Kartoffeln aus der Ernte 1923. 
Vom 30. November 1923. a 


Die Geltungsdauer meiner Verordnung vom 24. Oktober 1923, betreffend die Abſtempelung von Fracht. 
briefen für Kartoffeln aus der Ernte 1923, wird mit Zuſtimmung des Reichsminiſters für Ernährung und 
Landwirtſchaft bis zum 15. Dezember 1923 verlängert. 


Berlin, den 30. November 1923. 


Der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Preußiſcher Staatskommiſſar für Volksernährung. 
Wendorff. 


(Nr. 12727.) Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung. Vom 4. Dezember 1923. 


Fin neu hinzutretende Bezieher der Preußiſchen Geſetzſammlung wird der Bezugspreis für das Vierkeljahr 
Oktober / Dezember 1923 auf 1050 Milliarden Mark feſtgeſetzt. 


Berlin, den 4. Dezember 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Anguft 1923 über die Genehmigung der 
vom Verwaltungsrate der Landſchaft der Provinz Weſtfalen beſchloſſenen „Statutenänderung zum 
Zwecke der Ausgabe von RoggenPfandbriefen“ durch die Amtsblätter 
der Regierung in Münſter Nr. 38 S. 281, ausgegeben am 22. September 1923, 
der Regierung in Minden Nr. 38 S. 183, ausgegeben am 22. September 1923, 
der Regierung in Arnsberg Nr. 38 S. 306, ausgegeben am 22. September 1923, 
der Regierung in Hannover Nr. 38 S. 233, ausgegeben am 22. September 1923, und 
der Regierung in Düſſeldorf Nr. 40 S. 398, ausgegeben am 6. Oktober 19237 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Oktober 1923 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Weſterwald, Aktiengeſellſchaft in Marienberg, Kreis Ober⸗ 
weſterwald, für die Erweiterung und den Betrieb der Waſſergewinnungsanlage der Gemeinde 
Schönberg durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 47 S. 248, ausgegeben am 
1. Dezember 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — ID Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


